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SAMSTAGSMÜTTER/-LEUTE 

Die sogenannten Samstagsmütter/-leute werden Woche für Woche daran gehindert, sich friedlich auf dem 

Galatasaray-Platz in Istanbul zu versammeln und an diesem für sie symbolträchtigen Ort Gerechtigkeit für ihre 

„verschwundenen“ Angehörigen zu fordern. In den vergangenen Wochen hat die Bereitschaftspolizei bei Festnahmen 

erneut unnötige Gewalt angewandt. Zudem weitete sie ihren Sicherheitsgürtel um den Platz aus, sodass 

unabhängige Beobachtung durch Journalist*innen und zivilgesellschaftliche Organisationen nicht mehr möglich ist. 

Seit 1995 kamen die sogenannten Samstagsmütter/-leute Woche für Woche auf dem Galatasaray-Platz in Istanbul 

zusammen und forderten Gerechtigkeit für ihre „verschwundenen“ Angehörigen. Als die Mahnwache am 

25. August 2018 zum 700. Mal stattfand, löste die Polizei den mehrheitlich von Frauen organisierten friedlichen 

Protest mit Tränengas, Plastikgeschossen und Wasserwerfern auf. Seitdem verhindern die türkischen Behörden die 

Versammlungen der Gruppe, deren Mitglieder teilweise über 80 Jahre alt sind, obwohl diese immer friedlich waren 

und nie zu Gewalt aufriefen. Im November 2022 und März 2023 ergingen zwei Urteile des Verfassungsgerichts, die 

besagten, dass die Beschwerdeführerinnen Maside Ocak und Gülseren Yoleri in ihrem Recht auf friedliche 

Versammlung verletzt wurden, und dass die „Gemeinde Beyoğlu informiert werden solle, [...] um künftige 

Rechtsverletzungen zu verhindern“. Dementsprechend versuchen die Samstagsmütter/-leute seit dem 8. April 2023, 

ihre wöchentlichen Mahnwachen auf dem Galatasaray-Platz wieder aufzunehmen. Dennoch wird der Platz jeden 

Samstag von der Polizei blockiert, wobei diejenigen, die ihre kurze friedliche Mahnwache abhalten wollen, von der 

Polizei festgesetzt werden, noch bevor sie den Platz erreicht haben. Journalist*innen und zivilgesellschaftliche 

Organisationen werden daran gehindert, den Polizeieinsatz zu beobachten. 

Polizist*innen wenden routinemäßig übermäßige und willkürliche Gewalt an, um friedliche Demonstrierende zu 

vertreiben, offensichtlich in der Absicht, den Teilnehmer*innen der Mahnwachen Schmerzen zuzufügen und sie so 

zu bestrafen. Zuletzt nahm die Polizei am 14. Oktober Besna und Ali Tosun fest und fesselte ihre Hände mit 

Kabelbindern. Beide wurden später wieder freigelassen. Angehörige zivilgesellschaftlicher Organisationen haben 

ähnliche Fälle von unnötiger Gewaltanwendung dokumentiert, die möglicherweise auf Folter und andere 

Misshandlungen hinauslaufen. In einigen Fällen wurden Strafanzeigen gegen Polizist*innen erstattet, denen aber 

bisher nicht wirksam nachgegangen wurde. 

Mit der wiederholten willkürlichen Festnahme und Inhaftierung von Angehörigen der Samstagsmütter/-leute wird 

jeden Samstag aufs Neue gegen ihre verfassungsmäßigen Rechte auf freie Meinungsäußerung und friedliche 

Versammlung verstoßen, was so auch in den Urteilen im Fall von Maside Ocak (Nr. 2019/21721) und Gülseren 

Yoleri (Nr. 2020/7092) festgestellt wurde. Diese Rechte sind zudem in Artikel 10 und 11 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention und Artikel 19 und 21 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte 

(IPbpR) verbrieft, deren Vertragsstaat die Türkei ist. Auch verstößt ihre willkürliche Festnahme und Inhaftierung 

gegen das Recht auf Freiheit und Sicherheit der Person, welches durch Artikel 9 des IPbpR geschützt ist. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Seit 28 Jahren fordern die Samstagsmütter/-leute Wahrheit und Gerechtigkeit für ihre Angehörigen, die in den 

1980er- und 1990er-Jahren in Polizeigewahrsam Opfer des Verschwindenlassens geworden waren. Im Mai 1995 

begann die Gruppe mit einer friedlichen wöchentlichen Mahnwache auf dem Galatasaray-Platz im Zentrum 

Istanbuls, um von den Behörden Informationen über das Schicksal ihrer Angehörigen zu fordern. Obwohl sie jede 



 

 

 

 

Woche willkürlich festgenommen und inhaftiert wurden, versammelten sie sich weiterhin auf dem Platz. Im März 

1999 ging die Polizei schließlich besonders scharf gegen die Demonstrierenden vor, mit dem Ziel, die friedlichen 

Mahnwachen in Zukunft zu verhindern. Nach einer Pause von zehn Jahren und weil es bei der Suche nach Wahrheit 

und Gerechtigkeit für ihre „verschwundenen“ Angehörigen keine Fortschritte gab, nahm die Gruppe im Januar 2009 

ihre Mahnwachen auf dem Galatasaray-Platz wieder auf. 

Immer wieder sind die Samstagsmütter/-leute wegen ihrer friedlichen Mahnwachen brutal angegriffen oder gar 

strafrechtlich verfolgt worden. Die türkischen Behörden haben nie eine angemessene Begründung für diese 

rechtswidrige Verweigerung der Wahrnehmung der Rechte auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit geliefert. Im 

August 2018 setzte die Bereitschaftspolizei Tränengas und Wasserwerfer sowie exzessive Gewalt ein, um Hunderte 

Menschen zu vertreiben, die sich friedlich zur 700. Mahnwache versammelt hatten. Als Grund wurde angeführt, 

dass ein Verbot des Gouverneurs der Gemeinde Beyoğlu vorliege, da der Platz nicht als Versammlungsort vorgesehen 

sei und die Versammlung nicht angemeldet worden sei. Unter Einsatz exzessiver Gewalt wurden 47 Personen 

festgenommen. Gegen 46 von ihnen wurde im Jahr 2021 die Anklage erhoben, „sich trotz der Mahnungen nicht 

entfernt“ zu haben. Das Verfahren gegen sie läuft noch. 

Seit August 2018 sind durchgehend bewaffnete Bereitschaftspolizist*innen auf dem Galatasaray-Platz stationiert, 

die alle Zugänge blockieren und friedliche Demonstrierende daran hindern, sich zu versammeln. Jede Woche wird 

den Samstagsmüttern/-leuten von der Polizei mitgeteilt, dass ein Verbot durch die Gemeinde Beyoğlu vorliegt und 

dass ihre Versammlung „nicht genehmigt“ sei, was den beiden Urteilen des Verfassungsgerichts vom November 

2022 und März 2023 widerspricht. 

SCHREIBEN SIE BITTE 
E-MAILS, FAXE ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Bitte sorgen Sie dafür, dass die Polizei es den Samstagsmüttern/-leuten sowie anderen friedlich Protestierenden 

erlaubt, sich auf dem Galatasaray-Platz zu versammeln.  

▪ Die Polizei sollte friedliche Demonstrierende schützen, damit diese ihr Recht auf friedliche Versammlung ausüben 

können, ohne exzessive Gewaltanwendung oder willkürliche Festnahme und Inhaftierung befürchten zu müssen.  

▪ Entsprechend der jüngsten Urteile des Verfassungsgerichts (Fälle Nr. 2019/21721 und 2020/7092) fordere ich 

Sie außerdem auf, den Gouverneur von Beyoğlu anzuweisen, das Verbot aufzuheben und keine neuen Verbote für 

Versammlungen auf dem Galatasaray-Platz zu verhängen. 

 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „Aktuelle Informationen und Hinweise“, ob 
die Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bitte auf 
elektronischem Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland 
geschickt werden. 

 

APPELLE AN 

INNENMINISTER 
Ali Yerlikaya 
T.C. İçişleri Bakanlığı, Bakanlıklar 
Ankara, TÜRKEI 
(Anrede: Dear Minister / Sehr geehrter Herr Innenminister) 
E-Mail: ozelkalem@icisleri.gov.tr 

KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DER REPUBLIK TÜRKEI  
S. E. Herrn Ahmet Başar Şen 
Tiergartenstr. 19-21 

10785 Berlin 
Fax: 030-275 90 915 
E-Mail: botschaft.berlin@mfa.gov.tr 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Türkisch, Englisch oder auf Deutsch. Da 

Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 

22. Dezember 2023 keine Appelle mehr zu verschicken. 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

▪ I urge you to use your authority to ensure that police allow Saturday Mothers/People and other peaceful protesters to gather on 

Galatasaray Square.  

▪ Police should protect peaceful protestors so that they can exercise their right to freedom of peaceful assembly without fear of 

being subject to excessive use of force, arbitrary arrest and detention.  

▪ I also urge you to order the Beyoğlu governor to lift the ban and refrain from imposing new bans on assemblies in Galatasaray 

Square, in line with the above-mentioned rulings of the Constitutional Court. 

mailto:ozelkalem@icisleri.gov.tr

